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Gestern Nazi, heute Nasa ! 
von Erich Knapp 

Denen, die zu jung sind, es aus eignem Erleben zu wissen; jenen, 
die es noch nicht gelesen, wie den anderen, die es aus ihrem 
Gedächtnis verdrängt haben, muß es heute gesagt werden: Das 
Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold hat in den zwanziger und drei­
ßiger Jahren nicht nur Kommunisten und Nazi bekämpft. Feinde 
der Demokratie und Republik und Totengräber Deutschlands 
waren auch die „konservativen" Deutschnationalen (die keines­
wegs das, was war, konservieren wollten; sie waren Reaktionäre) 
und der „Stahlhelm". ,,Hakenkreuz am Stahlhelm, schwarzweiß­
rotes Band ... ", hieß ein Marschlied der Zerstörer der Freiheit 
und Deutschlands. 

Ist es heute anders? 

Ein Wort zu den Kommunisten. Selbst wenn eines Tages die 
Bundesregierung die DDR als souveränen Staat anerkennte, bleibt 
die leninistische Form des Sozialismus für uns unannehmbar. Wir 
können uns einen freiheitlichen, nichtmilitaristischen, ,,unpreußi­
schen" Sozialismus ohne Geheimpolizei vorstellen. Leninismus in 
der konsequenten Form wird zu Stalinismus. Wer mit marxistischen 
Begriffen denkt, kann den Stalinismus so wenig zum historischen 
„Verkehrsunfall" erklären wie den Nazismus. Die Übel haben ihre 
Wurzeln. Eine tiefgreifende, bleibende Entstalinisierung ist un­
möglich, solange der Leninismus nicht ebenfalls abgeschafft ist. 
Alles andere ist Augenwischerei, auch wenn Chruschtschow guten 
Glaubens gewesen sein mag, als er Stalin aus seinem Glassarg 
zerrte und verscharrte: Heute herrscht wieder das Klima des Neo­
stalinismus. Das alles hat schon Rosa Luxemburg erkannt und 
ausgesprochen, als sie rechtzeitig vor Lenins „demokratischem 
Sozialismus" warnte. Auch Trotzki hat vor der Partei der Berufs­
revolutionäre gewarnt, lange bevor er selbst nach dem Bürger­
krieg der Schöpfer des militaristischen Kommunismus der Fünf­
jahrespläne wurde. Das alles mag notwendig gewesen sein, um 
den Zarismus zu überwinden. Für uns ist der Leninismus weder 
Vorbild noch Notwendigkeit. Hier und heute ist Leninismus Reak­
tion. 

Der Nazismus ist die mitteleuropäische, völkische (d. h. rassisti­
sche, antisemitische) Spielart des Faschismus in der ersten Hälfte 
des zwanzigsten Jahrhunderts. In seiner Ideologie steckte mehr 
Wilhelminismus, als er wahrhaben wollte. Er wurde einer schau­
dernden Welt von Hitler vorgestellt. Die Desperados der DRP, 
SRP und NPD äffen ihn ohne Originalität nach, mit viel feiger Vor­
sicht und schielend auf den Verbotsparagraphen des Grundge­
setzes. Dieser Faschismus hat kaum eine Chance der Machter­
greifung oder -erschleichung. Alle Welt erkennt sein Kainszeichen, 
sie hat seine Raubtierfratze zu deutlich gesehen. Zu viel Tote hat 
er an seinem Weg liegenlassen, als daß er jemals selbst von Histo­
rikern, die zu oft Plutarch gelesen haben, verklärt werden könnte. 
Hitler war kein Napoleon, trotz seiner europäischen Kriegszüge, 
denn Napoleon hat das sinnlose Morden beendet und Hitler hat 
unbewaffnete Zivilisten, Frauen und Kinder ermorden lassen. 
Hitler ist kein Großer der Weltgeschichte. Er hat kein Gesetzbuch 
hinterlassen, keinen Stil geprägt, kein Getto geöffnet - nur neue 
geschaffen und mörderisch geleert. Über Hitler und den Nazismus 
braucht man nicht mehr nachzudenken. Man reagiert automatisch 
auf ihn, mit den Reflexen der Selbstverteidigung. Wer sich nazi­
stisch gebärdet, begibt sich aus der Menschengemeinschaft hinaus. 
Das sollte sich jeder merken, der die drei Finger der rechten Hand 
zu hoch hinausstreckt. Solange wir es uns noch leisten können, 
werden wir zwischen den einzelnen „W"-Leuten differenzieren. 
Schwillt die Welle an, wird kurzer Prozeß gemacht. Die Geschichte 

hat ihr Urteil über die Nazi gefällt, es muß nur noch vollstreckt 
werden! 

Die Deutschen haben genug von der Hitlerei. Und wenn sie, ge­
setzt den unwahrscheinlichen Fall, ihre harte Lektion nach 25 Jah­
ren verlernt hätten - die ganze Welt würde zuschlagen. Sie würde 
zuschlagen und das Honorar ihrer neuen Mühen kassieren. Kas­
sieren von wem? Bezahlen würden wir alle, wieder einmal. 

Deshalb beruhigen wir uns nicht. Wir nehmen die Idioten von 
Würzburg, Essen, Bonn ernst. Wir übersehen es nicht, wenn Demo­
kraten und Versöhnungspolitikern mit Mord gedroht wird. Wir ver­
lassen uns auch nicht auf die Polizei, denn der Staat sind wir und 
nicht die Beamtenschaft, unter der leider wohl auch noch Nazis 
sind, die widerwillig und opportunistisch zur Zeit ihre Pflicht tun. 
Wir registrieren es, daß die „Europäische Befreiungsfront" Waffen 
aufbewahrte. Die Schüsse in Westberlin sind noch nicht verhallt, 
und wir beobachten die Hintermänner dieses armen Jungen Weil. 

Wir sagten: der Hitler-Nazismus wird die Macht nicht mehr ergrei­
fen können. Aber er kann noch immer Unheil anrichten. Der Hitler­
Nazismus kann die Demokratie zerstören, er kann die Rehabili­
tation des deutschen Namens in der Welt rückgängig machen, er 
kann unsere relative Unabhängigkeit zwischen und von den Atom­
giganten zum Nullpunkt drücken. Deswegen ist der Nazismus in 
unserem Blickpunkt, deshalb bleiben wir wachsam, einig, ent­
schlossen. 

Der Nazismus ist, in Form der „Aktion Widerstand", auf dem Weg 
in die blutige Auseinandersetzung. Zugleich warten einige zehn­
tausend Nazis „legal" auf die große Krise, die ihnen Millionen 
zutreiben soll. Millionen Wähler, meinen wir. Denn Millionen Deut­
sche Mark - die bekommen sie heute sicher schon. Die Geldsäcke, 
die ihre Arbeiter und Angestellten kurz halten, und die NPD finan­
zieren, werden wir uns merken. Sie dürfen sicher sein: ihre Speku­
lation braucht nur halbwegs zu gelingen und sie würden ent­
eignet - entschädigungslos! 

Der Nazismus ist eine Gefahr wie Pest, Krebs und Cholera. Man 
weiß, was er bedeutet. Man muß nur nach seinem Wissen ent­
schlossen handeln. 

Einige unter uns, an und für sich keine Nazis, wollen nicht mehr 
wissen, was Nazismus heißt. Sie relativieren seine Verbrechen, 
sie wiegen die Vergasten mit den Opfern des Stalinismus und des 
US-Kriegs in Vietnam auf - das kann man tun! - und erklären 
dann, das sei eben die Normalität des Weltgeschehens. Für Mör­
der von Taxifahrern fordern sie die Todesstrafe, aber Massenmord 
als Mittel der Politik ist ihnen ein „notwendiges übel". 

Wir sprechen von den Nasa, den Leuten der „Nationalen Samm­
lungsbewegung". Sie gelten nicht als öffentliche Gefahr, obwohl 
sie mit den Pestbazillen des Nazismus experimentieren. Es gibt 
wieder „ konservative Demokraten", die so verantwortungslos und 
machtgierig sind, daß sie wie Nazi reden, um Nazistimmen zu ge­
winnen. 

Dieser Nasaismus, dieser Faschismus im Deutschland des letzten 
Jahrhundertdrittels, darf nicht durchkommen! Das mögen sich alle 
gesagt sein lassen, die sich schlau vorkommen und allen Dreck 
auf die „konservative" Schaufel kehren wollen. 

Das sei vor allem dem gesagt, der zur Nationalen Sammlungs­
bewegung aufgerufen hat: F. J. Strauß! Denn wer vom Faschis­
mus frißt, wird gebläht vom Faschismus bis er stirbt. Wir lassen 
uns die Freiheit und das bißchen Restdeutschland nicht schon 



wieder von einem „Retter aus dem Inntal" zerstören! Die Nasa 
sind heute so gefährlich, wie es vor 40 Jahren die Nazi waren. 

Die Nasa bieten viel Geld, um Abgeordnete aufzukaufen. Diese 
Politkorruption als balkanisch zu bezeichnen, wäre eine Beleidi­
gung für Völker, die sich erfolgreich und unter großen Opfern seit 
Jahrzehnten entwickeln. Diese Völker haben sich den konserva­
tiven Schmerbauch und die provinzielle Selbstzufriedenheit noch 
nicht zugelegt. Die Politkorruption muß auch unter Gefahr des 
Mißverständnisses einmal deutlich bezeichnet werden. Sie geht 
regelmäßig von dem Land aus, in dem nach norddeutscher Mei­
nung der „Balkan" beginnt. Er beginnt nämlich in Passau und in 
Neu-Ulm hört er schon wieder auf. Wir sagen nicht, Fälle wie der 
„Fibag-Skandal" (um eine lange Aufzählung bayrischer Skandale 
zu vermeiden) könne es in anderen Landstrichen nicht geben. 
Uns fällt nur auf: in Bayern gibt es davon eine ungewöhnliche 
Häufung. Wir sagen nicht, alle Bayern seien „Balkanesen". Uns 
fällt nur auf: nach jedem Skandal stimmen mehr als 50 Prozent 
der bayrischen Wähler ausgerechnet für die Partei, die die engste 
Tuchfühlung mit dem Skandal hat. 

Diese Feststellung würde schon genügen, um die zu reizen, die 
die Wahrheit nicht hören können. Wir gehen aber einen Schritt 
weiter, wenn wir schon mal die Dinge beim Namen nennen. Auch 
die katholische Kirche in Bayern wird für den Gestank der Kor­
ruption und der Nazisammlerei verantwortlich gemacht, der aus 
Bayern in die deutschen lande dringt. Schließlich riet sie neulich, 
nur „christliche Kandidaten" zu wählen, also jene CSU, die um 
Naziwähler buhlt und jegliches Maß in der innenpolitischen Aus­
einandersetzung als hinderlich abgeworfen hat. Kardinal Döpfner 
will die Aussöhnung mit Polen, das ist lobenswert, aber er empfiehlt 
auch die Partei zu wählen, die konkret die Aussöhnung mit den 
schäbigsten Mitteln bekämpft: mit Appellen an einen ranzig ge­
wordenen Nationalismus. Herr Kardinal Döpfner empfahl auch 
jenen Parteiführer Strauß, der gesagt hat: ,, Ich bin Deutschnatio­
naler und fordere bedingungslosen Gehorsam!" 

Bedingungslosen Gehorsam - als habe den ein Christenmensch 
zu leisten! Wäre er Gehorsam selbst in einer bayrischen Christen­
partei nicht doch im Zweifelsfalle zuerst Gott schuldig? 

Bedingungslosen Gehorsam - als habe das Parieren in einer 
Demokratie ohne Rückfragen, Vorbehalte, also eben Bindungen 
und Bedingungen zu erfolgen. Bedingungslosen Gehorsam for­
derten die Nazi, obwohl die alten Germanen nur Gehorsam von 
Fall zu Fall kannten. Gehorsam ist ein Verhältnis auf Gegenseitig-­
keit zwischen „oben" und „unten". Religionsgemeinschaften mögen 
anderer Meinung sein, wenn sie wollen. Sobald sie jedoch Wahlen 
beeinflussen und ihren Gläubigen Weisung erteilen, sollten sie 
die Gesetze der freiheitlichen Demokratie achten. Gustav Rad­
bruch, der von allen Demokraten verehrte große Justizminister 
der Weimarer Republik, hat einmal sehr verallgemeinert und pole­
misch gemeint: ,,Katholiken sind Bürger, aber keine Bürgen der 
Demokratie." An Kardinal Döpfner liegt es auch, ob dieses bittere 
Wort aus den Jahren, als das Zentrum unter Brüning immer 
schneller nach rechts abrutschte (und nur so ist es heute zu ver­
stehen) auch für die Zukunft gelten soll. 

Wir legen uns hier nicht fest auf F. J. Strauß und seine Protek­
toren. Der Nasaismus ist ein allgemeineres Phänomen. Es muß 
festgehalten werden, daß es ein schwarzweißroter Deutschnatio­
naler und Preußen-Verehrer war, der als erster demokratischer 
Bundespolitiker die NPD ins innenpolitische Spiel bringen wollte. 
Die Funkturmkoalition des Kandidaten für die Bundespräsident­
schaft Dr. Gerhard Schröder, wird heute allzu leicht vergessen. 

Strauß und Schröder sind nicht nur zwei ganz verschiedene Men­
schentypen. Von Herkommen und Ideologie verkörpern sie den 
deutschen Zwiespalt zwischen norddeutsch und süddeutsch, pro­
testantisch und katholisch, wie er das Deutschland des Feudalis­
mus und der Bourgeoisie prägte. Auch innerhalb der vereinigten 
Christenparteien haben sie verschiedene Positionen. Dr. Schröder 
gilt als der Erponent der deutschen Groß-, Wachstums- und Ex­
portindustrie. Diese Industrie wittert ihre Märkte in Osteuropa und 
empfahl über Beitz und Wolf von Amerongen schon seit einem 
Jahrzehnt eine flexiblere Ostpolitik. Deshalb kann Schröder der 
Außenpolitik Brandts und Scheels gute Seiten abgewinnen, wenn 
es ihn auch schmerzt, sein Preußen amputiert und rot eingefärbt 
sehen zu müssen. Schröders in der Studentenzeit übernommene 
angelsächsische Manieren erleichtern es ihm, heute den besseren 
Oppositionspolitiker zu spielen. 

Strauß hingegen und sein Freundeskreis in der Bundesrepublik 
und Berlin sind die Exponenten der weniger produktiven, z. T. 
absterbenden Teile des deutschen Bürgertums. Die gesamte auf 
den EWG-Raum und die Bundesrepublik beschränkte, also binnen­
marktorientierte Industrie sowie manche Bauern, kleine Hand­
werker, Gewerbetreibende, Beamte und Berufssoldaten setzen auf 
ihn. Was kümmert sie der Markt im Osten, sie haben durch Dyna-

mik nur zu verlieren. Solch eine soziologische Basis zieht alles 
an, was krank ist. 
Dieser Unterschied Z'yVischen Strauß und Schröder muß gesehen, 
darf aber nicht überbewertet werden. Beide spekulieren auf die 
Konkursmasse der NPD. Wir kennen die Spekulation der beiden 
ungleichen „konservativen" Brüder: Die deutschnationale Kafruse 
der Weimarer Republik, die Hugenberg, Schleicher, Hindenburg, 
glaubten, Hitler benutzen zu können für ihre restaurativen Pläne. 
Statt dessen wurden sie von Hitler abgehalftert, sobald er die 
totale Macht besaß. Strauß und Schröder wissen, daß einem Adolf 
von Thadden solch eine Umkehrung der Machtverhältnisse kaum 
gelingen würde. Dazu fehlt Adolf II. das verbrecherische Format. 
Und dazu ist der Bewußtseinszustand der Deutschen und großer 
Teile der Weltbevölkerung zu weit fortgeschritten. Die Nasa könn­
ten also die Stimmen der Nazi zu denen ihres autoritären „Bürger­
tums" addieren und an die Macht katapultiert werden. 
Das braucht nicht falsch spekuliert zu sein. Schließlich hat Franco, 
der Konservative, über den Gründer des spanischen Faschismus 
gesiegt; schließlich hat de Gaulle die Möglichkeiten der franzö­
sischen Poujadisten und Fallschirmjäger-Obersten vernichtet; 
schließlich hat Salazar die Generale von der direkten Machtaus­
übung verdrängt. 
Das alles könnte also wiederum gelingen, das Spiel der Natio­
nalen Sammler, der Nasa, müßte nicht an die Nazi verloren gehen. 
Aber hat sich denn eine von Hitler angegriffene und zusammen­
geschweißte Weltkoalition in sechs Kriegsjahren verausgabt, 
mußten 56 Millionen Menschen im zweiten Weltkrieg sterben, da­
mit sich 25 Jahre nach Kriegsende die Spekulation deutscher 
Nationalistensammler erfüllen darf? Haben wir die Schrecken des 
Infernos überstanden, um in einem miesen, korrupten, hoffnungs­
losen „Konservatismus" zu enden? Haben wir sehen müssen, wie 
Menschen zu sadistischen Unmenschen gedrillt werden können, 
nur um heute einen Staat der „konservativen" Herzlosigkeit, des 
philosophischen Pessimismus und Immobilismus vorgesetzt zu 
bekommen? ,,So ist eben der Mensch", erklären diese Konserva­
tiven, und finden sich mit der Korruption der Menschheit ab. Sie 
haben noch nicht erkannt, daß es mit dem ethischen Schlendrian 
im Zeitalter der Massenvernichtungsmittel ein Ende haben muß. 
Die konservative Philosophie taugt schon lange nichts mehr, der 
Zweite Weltkrieg war schon ein Krieg zuviel. Uns hilft, wenn 
irgendetwas überhaupt, nur der Wille, endlich praktisch anzu­
fangen mit der Bergpredigt. Heute haben die „Idealisten" die 
bessere Chance, die bedrohte Menschheit zu retten, als die Schein­
realisten, die sich in jeder menschlichen Korruption einrichten, 
sie als gottgegeben akzeptieren und insgeheim vermehren. 
Deutschland ist vom Nazismus nicht befreit worden, damit sich 
die Nasas breit machen! Denn der Nasaismus ist nur Nazismus 
minus Antisemitismus. Viel besseres wird nicht rauskommen, 
denn die Menschen, die beide Bewegungen trugen und tragen, 
sind vielfach dieselben. ,,Man hätte nur die Juden in Ruhe lassen 
müssen", so lautete nach 1945 vielfach die armselige Erkenntnis 
der Nazis. Wir andere11, die einiges mehr dazugelernt haben, ver­
bitten es uns, einen Nazismus ohne Gaskammern vorgesetzt zu 
bekommen. Wir wissen, daß die Sammler nazistischer Stimmen 
nach dem Gesetz weitermachen müßten, nach dem sie angetreten 
sind. Diesen Anfängen wollen wir wehren! 
Deshalb stehen wir auch heute nicht nur gegen Nazis und Kom­
munisten, sondern auch gegen die neuen Deutschnationalen bay­
rischer und preußischer Couleur, gegen die Sammler nazistischer 
Stimmen, gegen die Nasa. Hier müssen wir klare Linien ziehen. 
Je eher, desto besser. Gewiß, es gibt viele Demokraten in der 
CDU, und jedem wollen wir helfen, sobald er unserer Hilfe bedarf. 
Gewiß gibt es demokratischen Geist in Orts- und Kreisverbänden 
der CDU. Noch ist die CDU in Hamburg, Nordrhein-Westfalen, 
Rheinland-Pfalz und großen Teilen Baden-Württembergs vom 
Nasa-Ungeist frei geblieben. Aber die einst so sozial orientierte 
CDU der Hessen Heinrich von Brentano, Hilpert und Stein steht 
heute zum Teil sehr weit rechts. So auch in Niedersachsen, 
Schleswig-Holstein, Berlin und Bremen. Das ist ein Menetekel. 
Die Nasa wollen die CDU erobern! 
Die Mitglieder dieser großen demokratischen Partei werden sich 
einmal entscheiden müssen, wohin sie gehören wollen. Zur Partei 
der Europäer Adenauer, Brentano, der Demokraten Arnold, Geb­
hard, Müller, Hilpert, Hoogen, Furier, Lemmer, Krohne und Kalzer 
- oder zur Nationalen Sammlung des F. J. Strauß und zur Funk­
turmpartei des Gerhard Schröder. 
Wer es ernst meint mit der Absicht, diese Demokratie zu ver­
teidigen, der muß Politikern und ihrem Nasa-Anhang den Weg 
zur Macht verlegen, die diese erklärtermaßen „notfalls mit der 
Maschinenpistole" an sich reißen wollen. Wir wählen diese Waffen 
der Auseinandersetzung nicht. Aber wir sind auch nicht gewillt, 
unter dem Niveau ihrer Waffenarsenale zu bleiben. Vielleicht ist 
ßS wahr, daß „die Waffe der Kritik die Kritik der Waffen nicht 
ersetzen" kann? • 



Einheit oder Freiheit - 1945 
von Dr. Albrecht Kaden, Reg.-Direktor, Hannover 

(2. Fortsetzung) 

Wer siGh die Geschichte Berlins nach 1945 vor Augen hält, wird 
übrigens entdecken, daß die Spaltung der Stadt, wie wir sie seit 
1948 kennen und wie sie sich seit 1961 mit Mauer und Stacheldraht 
darstellt, im März 1946 bei der Urabstimmung in der Parteiorgani­
sation der SPD zum ersten Male in Erscheinung trat. 

Doch zurück zum Winter 1945/1946! Lassen Sie mich zusammen­
fassen, was ich bisher dargestellt habe, um dann aus diesem 
Hauptteil meiner Darstellungen die für unsere Gegenwart rele­
vanten Folgerungen zu ziehen: 

1. Im Juni 1945 tritt in Berlin die erste sichtbare Führungsspitze 
der sich wieder gründenden SPD an die Öffentlichkeit und 
knüpft im ersten programmatischen Aufruf an das Heidelberger 
Programm von 1925 und das Prager Manifest von 1934 an, in 
dem für die organisatorische Einheit der deutschen Arbeiter­
bewegung - also die Einheit von Sozialdemokraten und 
Kommunisten - eingetreten wird. 

2. Die kommunistische Führung - sie wurde Ende April 1945 von 
Moskau nach Berlin gebracht - gründet eine eigene Partei und 
geht auf die sozialdemokratische Vereinigungsabsicht nicht 
ein. 

3. In den Westzonen, wo die Besatzµngsmächte noch keine öffent­
liche politische Betätigung erlauben, werden seitens der sich 
bildenden sozialdemokratischen Organisationsgliederungen in 
vielen Großstädten Versuche unternommen, mit den Kommu­
nisten zu Verabredungen darüber zu kommen, wie nach der 
Zulassung der Parteien durch die Besatzungsmächte das Ent­
stehen vqn zwei Parteien der Arbeiterbewegung ersetzt werden 
kann durch eine einhe!tliche sozialistische Partei. 

4. Auch in den Westzonen ziehen sich die Kommunisten von diesen 
Versuchen zurück, nachdem der organisatorische Kontakt der 
Führungskader mit der Zentrale der KPD in Berlin hergestellt 
worden war. 

5. Vom Beginn des Prozesses der Wiedergründung an - also von 
April/ry1ai 1945 an - verneint Dr. Kurt Schumacher in Hannover 
die Möglichkeit, eine einheitliche Partei durch Zusammenschluß 
mit den Kommunisten zu erreichen. Dabei kommt Dr. Schu­
macher die besondere Bedeutung zu, die ich geschildert habe, 
weil es ihm binnen weniger Monate gelang, das Mandat vieler 
wiedererstandener SPD-Bezirke zu erhalten, als Beauftragter 
der SPD in den westlichen Besatzungszonen für den Wieder­
aufbau der Partei tätig zu sein. 

6. Auf der Konferenz· von Wennigsen folgen die versammelten 
Funktionäre der Bezirksleitungen der SPD, die inzwischen sich 
wieder gebildet hatten, dem Vorschlag Dr. Schumachers, die 
Zuständigkeit des Zentralausschusses auf die Sowjetzone zu be­
schränken. Damit gelingt es der SPD in den Westzonen, den 
Führungsanspruch der Parteispitze in der Sowjetzone abzu­
wehren und die Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß sich 
die SPD in den Westzonen eigenständig und frei von den Ein­
flüssen einer einzigen Besatzungsmacht, nämlich der sowjeti­
schen, entwickeln kann. 

7. In der Sowjetzone erweisen die Erfahrungen, die die Sozial­
demokraten mit den Kommunisten machen, daß eine Vereini­
gung in einer einheitlichen Partei nach sozialdemokratischen 
Vorstellungen nicht möglich sein wird. 

8. Der Zentralausschuß der SPD in Berlin und der Sowjetzone 
macht daher im November 1945 den Versuch, den Termin einer 
organisatorischen Vereinigung herauszuschieben, scheitert da­
mit aber, da die Sowjets und die KPD nunmehr für eine Ver­
einigung der beiden Parteien KPD und SPD nach kommunisti­
schem Muster eintreten. 

9. Bereits im Januar 1946 hat derZentralausschuß derSPD seinen 
Einfluß auf die Mitgliedschaft in der Sowjetzone verloren. Am 
11. Februar stimmt daher Grotewohl namens des Zentralaus­
schusses der Vereinigung zur Sozialistischen Einheitspartei zu 
- rettet sich damit die Anwartschaft auf hohe Partei- und Regie­
rungsämter, besiegelt aber gleichzeitig die endgültige Nieder­
lage der SPP in der Sovyjetzone. 

10. Nur die Sozialdemokraten in West-Berlin erreichen, weil sie 
außerhalb des Machtbereichs der R.oten Armee tätig sein 
können, die Urabstimmung der Mitgliedschaft und bewahren 
sich die Chance für eine eigenständige und freie Entwicklung, 
die sie später als Landesverband Berlin in die SPD der West­
zonen und später der Bundesrepublik führte. 

Machen wir den Versuch, diese Vorgänge im ersten Nachkriegs­
jahr zu bewerten, so können wir es uns leicht machen mit der 
schlichten Feststellung, daß sich am Schicksal der SPD in der Sow-:­
jetzone nur ebenso gezeigt habe, was in den von der Roten Armee 
besetzten Ländern Osteuropas ja auch geschah: nämlich, daß die 
Existenz jedweder demokratischen Partei unmöglich sei, also auch 
und gerade einer sozialdemokratischen Partei, wo eine sowjetische 
Besatzung die Inhalte des politischen Lebens bestimmt. 

Die Tragödie des Prager Frühlings im Jahre 1968, die Zerschlagung 
aller Ansätze zur Bildung von Parteien dort und das seitherige 
Versinken dieser Sozialistischen Tschechoslowakischen Republik 
im öden Einheitsbrei einer sogenannten „Nationalen Front" - das 
ist wohl das jüngste Beispiel dafür, was zunächst und oberfläch­
lich gesehen mit voller Berechtigung auch über die Rolle der SPD 
in den ersten zehn Monaten nach dem Zusammenbruch des 
Reiches in der Sowjetzone zu sagen wäre. 

Sieht man aber genauer hin, so erkennt man doch, daß die Mit­
glieder des Zentralsiusschusses in Berlin und die Funktionäre die 
ihnen folgten, ebensowenig am Anfang Marionetten der Sowjets 
waren, wie etwa ihre Parteifreunde in den Westzonen, die mit dem 
Gedanken an eine Vereinigung von Sozialdemokraten und Kom­
munisten in den Prozeß der Partei-Wiedergründung hineingingen. 

Reichsbanner-Ehrenmitglied$chaft 
für Frau Anneliese Haubach-Schellhase 
Der geschäftsführende Bundesvorstand hat im Dezember be­
beschlossen, Frau Anneliese Haubach-Schellhase, die Ehrenmit­
gliedschaft unseres Bundes zu verleihen. Wir freuen uns, daß die 
tapfere Lebensgefährtin unseres unvergeßlichen Kameraden Theo­
dor Haubach, jenes deutschen Patrioten, der am 23. Januar 1945 
von den Nazis hingerichtet wurde, sich bereit erklärt hat, diese 
Ehrung entgegenzunehmen. Hiermit wird sinnbildlich auch eine 
Generation geehrt, die sich für Freiheit, Recht und Menschen­
würde aufopferte, um die Ehre des deutschen Namens zu retten. 
Theodor Haubach war uns, die wir damals dabei waren, ein Vor­
bild, er wird es uns und auch unseren jungen Kameraden immer 
bleiben. 
Der frühere Redakteur unserer „Illustrierten Republikanischen 
Zeitung (IRZ)" und politischer Redakteur des Berliner „Telegraph" 
nach 1945, Karl Wiegner, ein führender Kopf unseres Bundes bis 
1933, schilderte in dem im Jahre 1955 in der Europäischen Ver­
lagsanstalt erschienenen, von Walter Hammer herausgegebenen 
Gedächtnisband für Theodor Haubach unseren Kameraden: 

,, ... Theodor Haubach war im übrigen alles andere als ein Pessi-

mist, wie überhaupt Pessimismus im Reichsbanner Schwarz-Rot­
Gold bis zuletzt nicht aufkam. Im Gegenteil, in seiner Mitglied­
schaft und insbesondere in den Formationen der Schufo war der 
Wiile zum entschlossenen Kampf gegen den Nationalsozialismus 



unerschütterlich. Daß dieser Kampf nicht bis zum Letzten ausge­
tragen wurde, war nicht Schuld der Männer des Reichsbanners. 

In Hamburg war Theo Mitglied des Reichsbanner-Gauvorstandes 
gewesen und hatte sich mit der Kraft seiner Persönlichkeit be­
sonders für die technische Ausbildung der Reichsbanner-Forma­
tionen eingesetzt. Als er nach Berlin kam und hier die Pressestelle 
des Polizeipräsidiums übernahm - ein Amt, dem er in einer Zeit, 
in der die Auseinandersetzungen mit den Links- und Rechtsradi­
kalen sich immer mehr zuspitzten, ein klares republikanisch-demo­
kratisches Profil gab -, stand er trotz seines vielfältigen Dienstes 
sofort wieder aktiv in den Reihen des Reichsbanners. Besonders 
nach dem Staatsstreich Papens im Juli 1932 war er nicht nur red-

nerisch, sondern auch organisatorisch an der Stärkung des Wider­
standes tätig . .. Unvergeßlich ist mir auch sein mannhaftes Auf­
treten auf der Bremer Reichskonferenz, auf der er neben Hölter­
mann und anderen gegen die Zurückhaltung der damaligen SPD­
Führung in der Frage der militärischen Ausbildung des Reichs­
banners auftrat und dazu beitrug , die Widerstände zu überwinden. 

Solange er politisch wirkte, war Theodor Haubach ein kämpferi­
scher Mensch, der sich selbst nicht schonte und überall da stand, 
wo es gefährlich war. So war es auch nicht anders denkbar, daß 
er nach 1933 in der Widerstandsbewegung eine führende Rolle 
spielte und schließlich ein Opfer der braunen Henker wurde ... " 

(ak) 

Aus den Landesverbänden und Ortsvereinen 

Nordrhein-Westfalen 

Alle Anfragen aus dem lande Nordrhein-Westfalen wegen Neu­
gründung von Ortsvereinen und Stützpunkten, Erwerb von Ein­
zelmitgliedschaften, sind, soweit in der Nähe des betreffenden 
Bereichs keine Organisation besteht, zu richten an die Geschäfts­
stelle des Landesverbandes Nordrhein-Westfalen 53 Bonn-1, Niko­
lausstraße 17 II. Telefon 02221 - 22 97 15 (Kerger). 

Am 2. Januar trafen sich Kameraden des Landesausschusses in 
Leverkusen, um in einer mehrstündigen Arbeitsbesprechung die 
Absichten für das neue Jahr festzulegen. Eine teilweise organi­
satorische Zentralisierung der Arbeit in NW wird solange erforder­
lich sein, bis eine Reihe von Ortsvereinen und Stützpunkten selb­
ständig mit Erfolg wirksam sein können. Alle Einzelmitglieder in 
Nordrhein-Westfalen werden gebeten, Beitragsrückstände und 
künftige Beitragszahlungen an den Kameraden Adolf Prangenberg, 
53 Bonn-1 , Flensburger Straße 68, Telefon 02221 - 34983 (Giro­
konto der Städt. Sparkasse Bonn Nr. 764 22 w/Reichsbanner) 
zu leisten. Beitragsmarken werden nach Zahlungseingang über­
sandt. Neue Beitragsmarken können nur ausgegeben werden, 
wenn die Marken für das Jahr 1970 abgerechnet sind. 

Bonn: An der Demonstration gegen die sogen. ,,Aktion Wider­
stand" in Bonn-Pützchen, über deren Ablauf die Tagespresse aus­
führlich berichtet hat, beteiligten sich auch unsere Kameraden. 
Wir haben hierbei eine größere Anzahl unserer Werbeschrift „Die 
Republik braucht aktive Demokraten " mit Aufnahmescheinen ge­
zielt verteilt und konnten dabei neue Kameraden gewinnen. Die 
Teilnehmerzahl der Kundgebung der Aktion Widerstand (etwa 
800) wie auch der Gegenkundgebung (etwa 2500) blieb weit hinter 
den angekündigten und erwarteten Teilnehmerzahlen zurück. Die 
Teilnehmer an der Gegenkundgebung setzten sich aus sehr unter­
schiedlichen politischen Gruppierungen zusammen und achteten 
darauf, sich von einander abzugrenzen. Es gab keine „Verbrüde­
rungen" zwischen Demokraten und linksradikalen, wie sie ängst­
liche Gemüter, die von einer Teilnahme an der Gegenkundgebung 
abgeraten hatten, vermutet hatten. Erfreulicherweise sahen wir 
bekannte SPD-Politiker, - Bundestagsabgeordnete, Stadtverord­
nete, sowie Gewerkschaftler und Mitglieder der SPD und der CDU 
unter den Gegendemonstranten. Es muß allerdings gesagt werden, 
daß der Teilnehmerkreis aus den Reihen der demokratischen Par­
teien und Gewerkschaften größer hätte sein können und müssen. 
Es fehlte jener Personenkreis der „Etablierten" aus Verwaltungen, 
Institutionen, Parteien und sonstigen demokratischen Vereini­
gungen, die sonst ihre politischen und sonstigen Ansprüche durch­
aus immer mit viel Ellenbogen und Opportunismus zur Geltung 
bringen. Erschienen waren wieder die „ Unentwegten" , die treuen 
Streiter der älteren Generation und junge Leute, um gegen den 
neuen Nationalismus zu protestieren. Wenn einige Leute, die es 
wirklich nötig hätten, sich zu gut dafür finden , einmal wieder das 
Pflaster zu treten, um sich mit den Feinden der Demokratie aus­
einanderzusetzen, muß man mit ihnen bei passender Gelegenheit 
einmal deutlich sprechen. Die Polizei verhielt sich geradezu muster­
gültig, alle Demokraten konnten ihrem Verhalten nur Lob aus­
sprechen. Es war richtig: ,,Nazis hinter Stacheldraht, das war eine 
gute Tat! ". In der Bonner Tagespresse konnten wir in einer viel 
beachteten Zuschrift unsere Gegnerschaft zur „Aktion Wider­
stand " zum Ausdruck bringen. 

Kurz vor Weihnachten veranstalteten die Bonner Kameraden im 
Saale Gardemann ein sehr gut besuchtes geselliges Beisammen­
sein. Als Vertreter des Oberbürgermeisters war Bürgermeister 
Michael Hitz erschienen, dazu auch Kamerad Ostman v. d. Leye 
MdB, und Kameraden in der SPD-Stadtratsfraktion. Einige frohe 
Stunden gaben unseren Kameraden einen Ansporn für die Arbeit 
im neuen Jahr. Im Januar soll eine besondere Zusammenkunft 
der Frauen stattfinden. 

Bünde i. W.: Wir empfehlen allen Einzelmitgliedern im Bereich des 
Gebietes Ostwestfalen - Lippe, sich mit dem Kameraden Karl 
Iburg, Oberstudienrat, 498 Bünde (Westf.) Hederkottenweg 60 in 
Verbindung zu setzen. Wir wollen die Arbeit im dortigen Gebiet 
wirksamer gestalten. Eine besondere Zusammenkunft ist in ab­
sehbarer Zeit geplant. 

Krefeld: Geschäftsstellen der Gewerkschaften und politischen Par­
teien in Krefeld sind ramponiert und mit dem Zeichen „W" der 
Neofaschisten beschmiert worden. Es dürfte an der Zeit sein, daß 
sich entschiedene Demokraten nunmehr entschließen unserem 
Bunde beizutreten. Wollen sie warten bis Schlimmeres geschieht? 
Alle interessierten Freunde wenden sich an Albert Machest, Prin­
zenbergstr. 111 oder Johannes Dircke~, Schneiderstraße 70. 

Leverkusen: Ehemalige Kameraden aus dem Rhein-Wupperkreis 
und neue Freunde wenden sich an den Kameraden Josef Karp, 
Vorsitzender des Ortsvereins Leverkusen in 509 Leverkusen, Pe­
tersbergstraße 41, Telefon 02172 - 71362 

Rheinland-Pfalz 

Ehemalige Kameraden, die ihre Mitgliedschaft wieder aufleben 
lassen wollen und neue Interessenten aus dem Gebiet Ahrweiler­
Andernach-Mayen, wenden sich an den Kameraden Gustav Ga­
wehn, 5484 Bad Breisig am Rhein , Ortsteil Oberbreisig, Kelten­
weg 9. 

Landesverband Hessen 

Voranzeige: 

Unsere Landesdelegiertenkonferenz findet voraussichtlich am 
Samstag, den 20. 3. 71 statt. 

Tagungsort, Delegiertenschlüssel und Tagesordnung geht den 
Ortsvereinen per Rundschreiben rechtzeitig zu . Karl Wöll 

,,NLA" bot FDP-Politiker 250 000 DM „Obertrittsgeld" 

ppp - ,, Der Bundesgeschäftsführer der „ National-Liberalen Ak­
tion (NLA), Kurt Mayer, hat einem prominenten Mitglied der FDP 
in Schleswig-Holstein einen Scheck über 200 000 oder 250 000 DM 
angeboten, um diesen FDP-Politiker zum Übertritt in die NLA zu 
bewegen. Ab sofort darf diese Erklärung des FDP-Fraktionsvor­
sitzenden, im Bundestag, Wolfgang Mischnick MdB, wieder ver­
breitet werden, nachdem die 6. Kammer des Landgerichts Duis­
burg eine Einstweilige Verfügung des Amtsgerichts Mülheim/ Ruhr 
auf Widerspruch von Mischnick aufgehoben hat. Die Feststellung 
Mischnicks war auch von dem Vorsitzenden der Bremer FDP­
Bürgerschaftsfraktion, John, übernommen worden. " 
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